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In Kürze wird die neue Europäische Kommission 
ihr Amt antreten und den soeben in Kraft getre-
tenen Lissabon-Vertrag mit Leben füllen. Dies 
sollte für die Mitgliedstaaten und damit auch für 
die gesamte deutsche Politik Anlass und Grund 
sein, sich endlich in der erforderlichen Tiefe und 
mit der gebotenen Ernsthaftigkeit der EU-Politik 
zu widmen. 
Denn es ist und bleibt ein Faktum, jüngst erneut 
belegt durch die empirische Studie eines Mitar-
beiters im Wissenschaftlichen Dienst des Bundes-
tages: Mehr als achtzig Prozent der in Deutsch-
land geltenden Rechtsakte werden heute in Brüs-
sel beschlossen. Durch den Lissabon-Vertrag wird 
sich dieser Anteil sicher nicht verringern.  
Die Bilanz der EU-Politik der letzten Jahre ist 
durchwachsen. Unbestreitbar hat die EU beachtli-
che Erfolge vorzuweisen, etwa bei der Einführung 
des Euros und beim weiteren Ausbau des Bin-
nenmarktes. Andererseits konnte sie sich mehr-
fach dort, wo europäisches Handeln geboten ge-
wesen wäre, nicht gegen ausgeprägte mitglied-
staatliche Egoismen durchsetzen, zum Beispiel 
bei der konsequenten Entwicklung einer gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik, bei der Li-
beralisierung des Bahnverkehrs, der Neuordnung 
des Pharmasektors, der Schaffung eines gemein-
samen Marktes für Gesundheitsdienstleistungen 
und der Herstellung der Freizügigkeit für Arbeit-
nehmer aus den neuen Mitgliedstaaten. Umge-
kehrt wurde sie in Bereichen aktiv, in denen sie 
eigentlich nichts verloren hat, verstieß gegen die 
europäische Kompetenzordnung oder ignorierte 
das Subsidiaritätsprinzip; Beispiele sind die Schaf-
fung eines Anspruchs auf Sozialleistungen für 
selbständige Frauen, die Versuche, Betriebsrenten 
europäisch zu regulieren oder – schon grotesk – 
die Brüsseler Erwägungen zur EU-weiten Regulie-
rung des Personennahverkehrs und von Tempo-
limits in Städten. 
Die EU steht daher vor der grundsätzlichen Auf-
gabe, eine neue Balance zu finden. In etlichen Be-
reichen muss sie stärker werden, sich gleichzeitig 
aber davor hüten, beliebige politische Aufgaben 
an sich zu ziehen.  
Unbestritten ist dies schwierig, allein schon ange-
sichts der Zahl von 27 Kommissaren, die jeweils 
ihre eigenen, oft widerstreitenden politischen In-
teressen haben und Erfolge vorweisen wollen. 
Außerdem wirken auf die Kommission – im „Spiel 
über Bande“ – unentwegt mitgliedstaatliche Poli-
tiker und Verbände ein, die ihre jeweiligen Son-
derinteressen über die nationale Politik nicht 
durchsetzen können. Im Gesetzgebungsverfahren 
sind außerdem Kompromisse zum einen zwi-
schen Kommission, Europäischem Parlament und 
Ministerrat, zum anderen zwischen den Mitglied-
staaten an der Tagesordnung. In diesem Interes-
sengestrüpp wird, nicht verwunderlich, mehr Re-
gulierung als nötig produziert, und das, was dabei 

herauskommt, ist oft nicht nur aus ordnungspoli-
tischer Sicht missglückt.  
Die schwierigen Bedingungen, unter denen die 
EU-Politik agiert, dürfen freilich nicht als Ausrede 
herhalten. Im Gegenteil: Wer politische Führung 
beansprucht, muss sich solcher Anwüchse erweh-
ren können und einen klaren Kurs fahren.  
Denn die EU steht vor großen Herausforderun-
gen. Dies gilt selbstverständlich für die gemein-
same europäische Außen- und Sicherheitspolitik. 
Sie ist im Vergleich zum erreichten Integrations-
stand in der Wirtschaftspolitik noch völlig unter-
entwickelt. 
 

Die größte Herausforderung für die EU liegt aller-
dings woanders. Sie ist existenziell: Die EU muss 
die Akzeptanz, die sie bei vielen Bürgern, aber 
auch in großen Teilen der Wirtschaft verloren hat, 
wiedergewinnen. Ohne diese Akzeptanz droht die 
Zustimmung der Menschen auch zu dem grund-
sätzlichen Ideal der europäischen Integration 
bleibenden Schaden zu nehmen – mit unabseh-
baren Konsequenzen für die EU, einschließlich der 
Möglichkeit ihres Scheiterns insgesamt. 
Der Akzeptanzverlust rührt vor allem von einem 
fast schon allgegenwärtigen Eindruck: Brüssel er-
lässt über die Köpfe der Menschen, über gewach-
sene Traditionen und Kulturen hinweg unent-
wegt Vorschriften und reguliert Dinge, die – wenn 
überhaupt – mindestens ebenso gut lokal oder 
regional geregelt werden können.  
Genau um dieser Entwicklung vorzubeugen, war 
das Subsidiaritätsprinzip in die Europäischen Ver-
träge aufgenommen worden. Es weist für alle Be-
reiche der konkurrierenden Gesetzgebung („ge-
teilte Zuständigkeiten“) den Mitgliedstaaten ei-
nen Vorrang gegenüber der EU zu: Die EU darf 
nur dann aktiv werden, wenn ein Problem sach-
gerecht nicht auf nationaler, sondern nur auf eu-
ropäischer Ebene gelöst werden kann. Wesentli-
cher Anhaltspunkt dafür hatte nach der bisheri-
gen Rechtslage die Frage zu sein, ob es um ein 
grenzüberschreitendes Problem geht. Eigentlich 
sollte dies eine Selbstverständlichkeit sein.  
Um die Beachtung des so verstandenen Subsidia-
ritätsprinzips steht es jedoch schlecht. Schon heu-
te spielt es im Bewusstsein der Brüsseler Politiker, 
Beamten und Verbandsvertreter kaum eine Rolle. 
Wer es in Brüssel als tragende Säule einer nach-
haltigen europäischen Integration verteidigt, wird 
meist nur mitleidig belächelt. Diametral zur ur-
sprünglichen Intention versteht man in Brüssel 
unter Subsidiarität heute meist: Wenn Brüssel 
Geld gibt, kann das fragliche Problem besser auf 
EU-Ebene gelöst werden. Und nur allzu gern gibt 
Brüssel deshalb Geld. Vor diesem Hintergrund ist 
es umso besorgniserregender, dass das Prüfkrite-
rium, ob ein grenzüberschreitendes Problem vor-
liegt, im Lissabon-Vertrag gestrichen wurde.  
Was lässt sich tun? Auf den Europäischen Ge-
richtshof wird man hier nicht setzen dürfen. Er hat 
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ein Eigeninteresse an einer stetigen Ausweitung 
der Kompetenzen der EU. Gleiches gilt für das Eu-
ropäische Parlament. 
Daher ist vor allem eine deutlich größere Auf-
merksamkeit der Mitgliedstaaten – in der Politik 
sowie in der Öffentlichkeit und in den Medien – 
unverzichtbar. Aus den Mitgliedstaaten muss die 
klare Botschaft kommen, dass nur Dinge mit sub-
stantiell grenzüberschreitender Relevanz auf der 
EU-Ebene geregelt werden dürfen.  
Wächter der Subsidiarität müssen erstens die 
mitgliedstaatlichen Parlamente sein, in Deutsch-
land Bundestag und Bundesrat – schon im Eigen-
interesse, sich wichtige politische Gestaltungs-
möglichkeiten auf nationaler Ebene zu erhalten. 
Das wird allerdings nicht einfach sein. Zwar sollen 
die nationalen Parlamente eine Verletzung des 
Subsidiaritätsprinzips rügen dürfen. Völlig offen 
ist jedoch, wie dies geschehen soll angesichts äu-
ßerst kurzer Einspruchsfristen und der notwendi-
gen Abstimmung mit den Parlamenten anderer 
Mitgliedstaaten. Es müssen daher in und zwi-
schen den Parlamenten hocheffiziente Strukturen 
geschaffen werden, die eine zügige Abstimmung 
der Positionen ermöglichen. 
Mindestens genauso wichtig ist die inhaltliche 
Positionierung: Bundestag und Bundesrat müssen 
gemeinsam mit anderen mitgliedstaatlichen Par-
lamenten so schnell wie möglich ein konkretes 
Regulierungsvorhaben der EU zu einem Präze-
denzfall machen, mit dem sie ihr Rügerecht an 
dem Fehlen eines grenzüberschreitenden Prob-
lems festmachen. Nur so lässt sich politisch aus-
gleichen, dass dieses Prüfkriterium nicht mehr 
ausdrücklicher Bestandteil des geschriebenen EU-
Rechts ist. 
Subsidiaritätswächter müssen zweitens die Regie-
rungen der Mitgliedstaaten sein, in Deutschland 
die Bundesregierung. Sie hat durch ressortüber-
greifende Wachsamkeit nicht zuletzt dafür Sorge 
zu tragen, dass das vielgenutzte, aber hochgradig 
fragwürdige „Spiel über Bande“ eingedämmt 
wird. Mit ihm kann ein Fachministerium ein nati-
onales Regulierungsvorhaben, das im eigenen 
Land nicht durchsetzbar ist, in Brüssel anstoßen 
und es dort unter Umgehung der nationalen Ge-
setzgebungsverfahren verhandeln, um am Ende 
im jeweiligen Fachministerrat selbst darüber zu 
entscheiden.  
Außerdem muss die Bundesregierung endlich ei-
ne Kultur des kategorischen Neins für die Ver-
handlungen und Abstimmungen im Ministerrat 
entwickeln, wenn es um Vorhaben geht, die mit 
dem Subsidiaritätsgedanken unvereinbar sind 
oder gar gegen die europäische Kompetenzord-
nung verstoßen. 
Hier läuft vieles falsch. Das jüngste Beispiel ist ei-
ne EU-Richtlinie, die selbständigen (!) Frauen ei-
nen Anspruch auf staatliche Sozialleistungen ge-
währt. In der entscheidenden Ministerratssitzung 
insistierte die Bundesregierung nachdrücklich – 

und zutreffend –, dass die EU gar nicht die erfor-
derliche Gesetzgebungskompetenz besitze und 
dass dieses Vorhaben einen rechtswidrigen Ein-
griff in die nationalen Sozialleistungssysteme dar-
stelle. Bei der anschließenden Abstimmung ent-
hielt sie sich jedoch der Stimme, um die Richtlinie 
dennoch nicht zu blockieren. Derartiges geschah 
beileibe nicht zum ersten Mal: In Brüssel heißt 
dieses Abstimmungsverhalten „German vote“. 
Ähnliches droht bei dem auf dem Tisch liegenden 
Richtlinienentwurf zur massiven Ausdehnung der 
europäischen Antidiskriminierungsgesetzgebung. 
Nach den Vorstellungen der Kommission, maß-
geblich unterstützt vom Europäischen Parlament, 
sollen nicht behindertengerechte Geschäfte und 
Restaurants bedarfsunabhängig umgebaut wer-
den müssen und auch Mieter den behindertenge-
rechten Umbau von Wohnungen verlangen kön-
nen. Die Bundesregierung hat im Ministerrat die 
Verletzung des Subsidiaritätsprinzips geltend 
gemacht und sich klar gegen dieses Vorhaben 
ausgesprochen. In der Tat liegt eine national nicht 
lösbare, grenzüberschreitende Problemlage nicht 
vor; Gebäude können nun einmal nicht von ei-
nem in den anderen Staat wandern. Die Bundes-
regierung könnte den Entwurf, da Einstimmigkeit 
erforderlich ist, mit einem Veto zu Fall bringen. 
Dazu wird es aber voraussichtlich nicht kommen.  
Angesichts dieser Probleme in der deutschen Le-
gislative und Exekutive müssen drittens gerade 
auch die Öffentlichkeit und die Medien den Politi-
kern auf die Finger schauen. 
Denn die Stärkung des Subsidiaritätsgrundsatzes 
ist von überragender Wichtigkeit. Sie hat daher 
als unbedingte Maxime und Grundlage einer je-
den Entscheidung in der EU quer durch alle Poli-
tikbereiche zu gelten.  
 
Im Lichte des Subsidiaritätsgrundsatzes gehören, 
um drei wichtige Bereiche zu nennen, die Sozial-
politik, die Antidiskriminierungspolitik (mit Aus-
nahme der Ungleichbehandlung wegen der 
Staatsangehörigkeit und verwandter Merkmale) 
und die Bildungspolitik auf die mitgliedstaatliche 
Ebene. Ihnen fehlt durchweg eine direkte grenz-
überschreitende Problemlage. 
Die Realität sieht freilich anders aus. So gibt es – 
neben den bereits heute umfangreichen sozial- 
und diskriminierungspolitischen Aktivitäten der 
EU – in Brüssel neuerdings Bestrebungen, im An-
schluss an die Hochschulpolitik (Bologna-Prozess) 
nun auch Einfluss auf die allgemeine Schulpolitik 
zu gewinnen, wobei unverkennbar Sympathien 
für die Gesamtschule gehegt werden. Deutsch-
land wird ebenfalls aufpassen müssen, wenn es 
sein duales Berufsausbildungssystem vor dem 
Zugriff einer europäischen Standardisierung – auf 
im Zweifel niedrigerem Niveau – schützen will. 
 
Eine andere Situation liegt dagegen für die Stabi-
litätspolitik der EU vor. Sie wird in den kommen-
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den fünf Jahren eine herausragende Rolle spielen 
müssen. Spätestens seit Einführung des Euros ist 
eine Kontrolle der mitgliedstaatlichen Haushalts-
defizite durch die EU unabdingbar. Denn in der 
Währungsunion bestehen Möglichkeiten und An-
reize für den einzelnen Mitgliedstaat, sich auf Kos-
ten der anderen Staaten übermäßig zu verschul-
den, weil die Europäische Zentralbank nur mit ei-
ner für alle Euro-Staaten einheitlichen Geldpolitik 
gegensteuern kann.  
Im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise haben 
sich die EU-Staaten in atemberaubendem Um-
fang verschuldet. Die EU muss sie unnachgiebig 
auf einen Konsolidierungskurs zurückzwingen. 
Das derzeitige konsequente Handeln der Kom-
mission, die inzwischen gegen zwanzig der 27 
Mitgliedstaaten Verfahren wegen eines übermä-
ßigen Defizits eingeleitet hat, lässt hoffen. Es wird 
sich aber noch zeigen müssen, ob sie auch die po-
litische Kraft besitzt, diesen Kurs durchzuhalten. 
 

Neben der Stabilitätspolitik wird die Klimapolitik 
in den nächsten Jahren von wesentlicher Bedeu-
tung sein. Auch hier ist, weil Treibhausgase nicht 
an den Grenzen halt machen, die EU gefordert. 
Freilich ist von ihr nicht nur eine konsequente, 
sondern auch eine in sich konsistente Politik zu 
verlangen. 
Die Grundsatzentscheidung für einen EU-weiten 
Emissionsrechte-Handel (EU-ETS) ist zu begrüßen. 
Denn die volkswirtschaftlich effizienteste Metho-
de, Unternehmen wie Verbraucher zu umweltver-
träglichem Verhalten zu bewegen, besteht darin, 
den CO2-Ausstoß zu deckeln und mit einem Preis 
zu belegen. Dadurch wird er zunächst dort ge-
drosselt, wo die volkswirtschaftlichen Kosten am 
niedrigsten sind.  
Konsequent umgesetzt, muss das EU-ETS aber für 
sämtliche Emittenten von CO2 gelten, also auch 
für den Benzin-, Diesel- und Heizölverbrauch. Das 
ist relativ unbürokratisch möglich. Man muss nur 
die Erzeuger und Importeure dieser Energieträger 
verpflichten, Emissionsrechte zu erwerben 
(„Upstream-Emissionsrechtehandel“). 
Gleichzeitig muss die Kommission für die Ab-
schaffung jener Vorschriften sorgen, die das Funk-
tionieren des EU-ETS behindern. Dazu gehören 
zum einen Gebote und Verbote, die es der Volks-
wirtschaft unmöglich machen, das vorgegebene 
Klimaziel auf dem kostengünstigsten Weg zu er-
reichen. Ein Beispiel hierfür ist das Glühlampen-
verbot. Es dient vor allem dem Zweck, die wahren 
Kosten des Klimaschutzes für den Bürger zu ver-
schleiern. Mit diesem Verbot wird kein Gramm 
CO2 eingespart. Denn die Emissionen bei der 
Stromerzeugung sind ohnehin gedeckelt: Einspa-
rungen bei der Beleuchtung führen zwar dazu, 
dass die Stromerzeuger weniger CO2 emittieren. 
Die von ihnen dadurch nicht benötigten Emissi-
onsrechte werden aber von anderen Emittenten 
genutzt und führen zu Mehremissionen in ande-

ren Bereichen, so dass die zulässige Obergrenze 
an CO2 in jedem Fall erreicht wird. Im Übrigen be-
schädigen gerade solche Regelungen wie das 
Glühlampenverbot die Akzeptanz der EU-Politik 
bei den Menschen.  
Zum anderen sollte die Kommission auf die Be-
endigung der Subventionen für erneuerbare E-
nergie drängen. Denn auch diese erhöhen die 
volkswirtschaftlichen Kosten der Klimapolitik un-
nötig: Sie schaffen Fehlanreize zur Errichtung von 
Stromerzeugungsanlagen, die ohne Förderung 
nie gebaut würden. Die erneuerbare Energie ge-
winnt bereits dadurch an Wettbewerbsfähigkeit, 
dass für sie keine oder nur wenige Emissionsrech-
te erworben werden müssen.  
Freilich steht die Klimapolitik der EU vor einem Di-
lemma. Die Pflicht, Emissionsrechte zu erwerben, 
führt gerade in energieintensiven Branchen zu 
hohen Kostensteigerungen, die die Wettbewerbs-
fähigkeit der europäischen Unternehmen erheb-
lich beeinträchtigen. Die Folge können Insolven-
zen oder Standortverlagerungen ins Ausland sein. 
Es hilft dem Klima jedoch nichts, wenn als Folge 
der EU-Klimapolitik die Produktion in andere Teile 
der Welt abwandert und dann dort vermehrt CO2 
emittiert wird. Zu Recht setzt sich die EU daher 
unmissverständlich für den weltweiten Handel 
mit Emissionsrechten ein. Wenn dieser – was nach 
Kopenhagen droht – nicht zustande kommt, wird 
man um einen finanziellen Ausgleich der nicht 
vertretbaren Mehrkosten für die betroffenen Un-
ternehmen in der EU nicht herumkommen – 
wenngleich eine exakte Berechnung dieser Mehr-
kosten kaum möglich ist und Folgeprobleme auf-
treten, etwa die Verringerung der Anreize, in CO2-
arme Produktionstechnik zu investieren. 
 
Auch im Verbraucherschutz ist die EU gefordert: 
Derzeit gibt es 27 unterschiedliche Verbraucher-
rechtsordnungen. Das hemmt die Bereitschaft der 
Unternehmen, Verbraucher in anderen Staaten zu 
beliefern, und die der Verbraucher, im Ausland zu 
kaufen, da sie meist nicht wissen, welche Rechte 
sie jeweils haben. Eine Vollharmonisierung der 
Verbraucherrechte hilft dem ab: Sie schafft ein-
heitliche Bedingungen und damit Rechtssicher-
heit. Mit einer Mindestharmonierung dagegen, 
die nationale Abweichungen nach oben zulässt, 
wird nicht viel gewonnen.  
Freilich darf eine Vollharmonisierung nicht zu ü-
berzogenem Verbraucherschutz führen. Durch 
ihn lässt sich die Lastenverteilung nicht vom 
Verbraucher auf den Anbieter verlagern. Denn ein 
hoher Verbraucherschutz führt zwangsläufig zu 
höheren Kosten, damit zu höheren Verbraucher-
preisen, so dass sich vor allem die ärmeren Teile 
der Bevölkerung weniger Konsum leisten können. 
Dies gilt auch für Verbraucher-Sammelklagen. 
Anlass zur Sorge ist auch die in der Kommission 
anzutreffende Auffassung, dass Verbraucher 
„desorientiert sind“, oft nicht nach ihren „wahren“ 
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Interessen handelten und ihnen daher – natürlich 
von der EU – der Weg zu ihrem Glück gewiesen 
werden müsse. Dies läuft auf eine Bevormundung 
durch Bürokraten hinaus. Die EU sollte zum Kon-
zept des „mündigen Verbrauchers“ zurückkehren: 
neutrale Produktinformationen ja; wertende An-
gaben, die zu einem bestimmten Verhalten verlei-
ten sollen, nein.  
Einhalt geboten werden muss auch der Neigung 
der Kommission, in die Preisbildungsprozesse des 
Marktes einzugreifen – mit dem offen proklamier-
ten Endziel einer politisch-behördlichen Kontrolle 
letztlich sämtlicher Verbraucherpreise: Die Kom-
mission erwartet neuerdings vom Binnenmarkt 
„Ergebnisse, die in sozialer Hinsicht akzeptabel 
sind“, will dafür auch „bisweilen eine geringere 
Wirtschaftlichkeit in Kauf nehmen.“ Über Umfra-
gen und Verbraucherverbände will sie herausfin-
den, ob die Verbraucher „zufrieden“ mit dem 
„Marktergebnis“ sind. Wenn nicht, will sie eingrei-
fen. Vor einer Fortsetzung dieser an Planwirt-
schaften erinnernden Politik ist dringend zu war-
nen. Wer das Preissystem politisch instrumentali-
siert, beschädigt seine Fähigkeit, Knappheiten zu 
kommunizieren, und schadet damit allen, gerade 
auch den Verbrauchern. 
 

Nicht nur im Hinblick auf die Harmonisierung des 
Verbraucherschutzes bleibt die Vollendung des 
Binnenmarktes in den nächsten fünf Jahren ein 
vordringliches Ziel.  
Wie die Finanz- und Wirtschaftskrise gezeigt hat, 
neigen die Mitgliedstaaten nach wie vor zu pro-
tektionistischen Maßnahmen, wenn das Schicksal 
nationaler Unternehmen auf dem Spiel steht. 

Damit diese Neigung nicht den Binnenmarkt un-
tergräbt, ist eine strikte Kontrolle staatlicher Bei-
hilfen durch die Kommission wichtiger denn je.  
Auch muss die EU alles daran setzen, noch beste-
hende Schranken zu beseitigen. Mit dem Lissa-
bon-Vertrag erhält sie die Kompetenz zur Schaf-
fung eines europäischen Titels zum Schutz geisti-
gen Eigentums. Diese Kompetenz sollte sie nut-
zen.  
Die Mitgliedstaaten und damit auch die Politiker 
in Deutschland sollten die Europäische Kommis-
sion, soweit diese der beschriebenen Linie folgt, 
tatkräftig unterstützen. Ebenso sollten sie aber 
auch sachwidriger Überregulierung und Verstö-
ßen gegen das Subsidiaritätsprinzip entschieden 
– und öffentlichkeitswirksam – entgegentreten. 
Auch die deutsche Politik wird, bei der nächsten 
Bundestagswahl, an ihren europapolitischen Leis-
tungen zu messen sein. Und die sollten nicht län-
ger zu einem großen Teil darin bestehen, in 
Deutschland nicht durchsetzbare Vorhaben über 
die europäische Bande zu spielen und fragwürdi-
ge Regulierungsvorschläge aus Brüssel nicht 
wahrzunehmen oder, noch schlimmer, trotz eige-
ner Bedenken durchzuwinken. 
Dies liegt nicht nur im Interesse Deutschlands, 
sondern im Interesse der weiteren gedeihlichen 
Entwicklung der EU insgesamt. Denn die europäi-
sche Integration ist nur zukunftsfähig, wenn die 
Bürger mitgenommen werden. Davon sind wir 
derzeit weit entfernt, vielleicht weiter denn je. 
Und wenn die Menschen der EU vollends die Ge-
folgschaft verweigern, droht ein Scherbenhaufen 
historischen Ausmaßes. 
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